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Ausschuss für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz 
(13. - öffentliche - Sitzung am 29. August 2018) 

Beratungsthemen: 

1. Entwurf eines Gesetzes zu dem Staatsvertrag zwischen der Freien Hansestadt 

Bremen und dem Land Niedersachsen im Bereich der beiden EU-Fonds 

Europäischer Garantiefonds für die Landwirtschaft (EGFL) und Europäischer 

Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums (ELER) sowie 

nationaler Fördermaßnahmen 

Gesetzentwurf der Landesregierung - Drs. 18/1422 

 

Der Ausschuss empfahl dem Plenum des Landtages vorbehaltlich der Zustimmung durch 

den Ausschuss für Rechts- und Verfassungsfragen, den Gesetzentwurf unverändert 

anzunehmen. 

 

Zustimmung:  SPD, CDU, GRÜNE, FDP, AfD 

Ablehnung:  - 

Enthaltung:  - 

 

Der Ausschuss verständigte sich auf einen schriftlichen Bericht. 

Die Berichterstattung übernahm der Abg. Karl Heinz Hausmann (SPD). 

  

2. a) Unterrichtung durch die Ministerin für Ernährung, Landwirtschaft und 

Verbraucherschutz über die Problematik der Dürre und deren Ausmaß in 

Niedersachsen sowie die daraus resultierenden geplanten Maßnahmen 

 

 

 b) Fokus Klima: Landwirtschaft nach Dürre und Hitzewelle nachhaltig neu 

ausrichten! 

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 18/1398 

 

 Der Ausschuss nahm die Unterrichtung entgegen und führte eine Aussprache hierüber. 

Er bat die Landesregierung, ihm den Erlass des ML über den Umgang mit den 

Mindererträgen im Nährstoffvergleich und bei der Düngebedarfsermittlung im Frühjahr 

2019 sowie landkreisspezifische Daten zu den Auswirkungen der Dürre zur Verfügung zu 

stellen. 

Außerdem bat er die Landesregierung um Unterrichtung zu dem Antrag. Als Termin hierfür 

nahm er den 26. September 2018 in Aussicht. 

  

3. 100 Millionen Euro Soforthilfe für die niedersächsischen Landwirte 

Antrag der Fraktion der AfD - Drs. 18/1406 

 

Seitens der Fraktion der AfD wurde sofortige Abstimmung beantragt. - Der Ausschuss 

lehnte dies mit den Stimmen der übrigen Fraktionen ab. 

 

Er bat die Landesregierung um Unterrichtung über die Situation bezüglich der 

Wasserentnahmerechte in der Hauptberegnungsregion Lüneburger Heide nach dem 

Dürrejahr 2018. 

  

4. Regionale und direkte Vermarktung unterstützen und fördern 

Antrag der Fraktion der SPD und der Fraktion der CDU - Drs. 18/1403 

 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_02500/01001-01500/18-01422.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_02500/01001-01500/18-01398.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_02500/01001-01500/18-01406.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_02500/01001-01500/18-01403.pdf
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Der Ausschuss bat die Landesregierung um eine schriftliche Unterrichtung. 

  

5. Tierschutzvergehen in der Nutztierhaltung abstellen - Hinweisen aus 

Tierkörperbeseitigungsanlagen nachgehen 

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 18/150 

 

Der Ausschuss stellte die abschließende Beratung zurück, um Gelegenheit zu geben, 

einen von einer möglichst breiten Mehrheit getragenen Antrag bzw. eine von einer 

möglichst breiten Mehrheit getragene Beschlussempfehlung zu erarbeiten. 

 
Außerhalb der Tagesordnung: 

Straftaten und Gemeinnützigkeit schließen sich aus! 
Antrag der Fraktion der FDP - Drs. 18/833 
 
Der Ausschuss war in seiner 12. Sitzung am 15. August 2018 übereingekommen  
zu dem Antrag eine Anhörung durchzuführen. Als Termin hierfür hatte er den 31. Oktober 
2018 in Aussicht genommen. 
 
Als neuen Termin verständigte er sich auf den 7. November 2018. 

 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_02500/00001-00500/18-00150.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_02500/00501-01000/18-00833.pdf

